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I. Einleitung 

Mit § 650b Abs. 1 Satz 1 BGB  ist ein Änderungsbegehren des Bestellers als Vorstufe für das Recht des 

Bestellers zur einseitigen Anordnung von Leistungsänderungen nach 30 Tagen kodifiziert worden.  
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Das Änderungsbegehren ist zum einen abzugrenzen von rechtlich unverbindlichen Voranfragen des Bestellers im 

Hinblick auf eine Änderung des vertraglich vereinbarten Leistungsinhalts. Von einem Änderungsbegehren kann nur 

dann gesprochen werden, wenn es seinem objektiven Erklärungswert nach auf den Wunsch des Bestellers 

ausgerichtet ist, die bisherige Leistung tatsächlich ändern zu wollen und damit die Pflicht des Unternehmers zur 

Vorlage eines diesbezüglichen Preisangebotes auszulösen.1  

Zum anderen ist das Änderungsbegehren abzugrenzen von einer den vereinbarten Leistungsumfang nicht 

berührenden Anordnung des Bestellers zur vertragsgemäßen Ausführung der vereinbarten Leistungen 

entsprechend § 4 Abs. 1 Nr. 3 VOB/B .2  Unterschiedliche Auffassungen bestehen dazu, ob eine entsprechende 

Anordnung des Bestellers, die objektiv auf eine Leistungsänderung ausgerichtet ist, als stillschweigendes 

Änderungsbegehren zu werten ist, welches die wechselseitigen Verpflichtungen der Parteien und die 

30-Tages-Frist des § 650b BGB  auslöst,3  oder ob der Anordnung des Bestellers zumindest hilfsweise die 

Erklärung eines Änderungsbegehrens i.S.v. § 650b Abs. 1 Satz 1 BGB  zu entnehmen sein muss.4  Die 

entsprechende Frage stellt sich bei einer auf Leistungsänderung ausgerichteten Anordnung vor Ablauf der 

30-Tagesfrist des § 650b Abs. 2 BGB , welche insofern rechtlich unwirksam ist.5  Bei einer Unklarheit der 

diesbezüglichen Erklärung des Bestellers oder einer verfrühten leistungsändernden Anordnung obliegt es dem 

Unternehmer im Rahmen der durch § 650b Abs. 1 BGB  verankerten Kooperationspflicht der Vertragsparteien, bei 

dem Besteller nachzufragen, ob seine Erklärung zumindest hilfsweise als ein die Pflichten gem. § 650b Abs. 1 

BGB  auslösendes Änderungsbegehren aufzufassen sein soll.6  

II. Problemstellung 

Gegenstand des vorliegenden Beitrags soll sein, welche Auswirkungen ein Änderungsbegehren des Bestellers 

gem. § 650b Abs. 1 Satz 1 BGB  auf zeitnah anstehende oder laufende Bauvorhaben hat.  

Es entspricht dem gesetzgeberischen Willen, dass ein Änderungsbegehren des Bestellers zunächst das 

ursprünglich vereinbarte Leistungssoll unberührt lässt, welches erst durch Einvernehmen zwischen den 

Vertragsparteien im Rahmen der Verhandlungen nach dem Änderungsbegehren des Bestellers gem. § 650b Abs. 

1 BGB  oder durch leistungsändernde Anordnung des Bestellers gem. § 650b Abs. 2 BGB  nach Ablauf der 

30-Tagesfrist in rechtlich verbindlicher Weise geändert wird.  

Bei Änderungsbegehren des Bestellers, die auf eine technische Änderung bereits begonnener Bauleistungen auf 

sog. kritischem Weg ausgerichtet sind, die also nicht verschiebbar und verlängerbar sind, ohne dass die 
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Einhaltung des Bauzeitenplans und/oder der Vertragsfristen zum Bauvorhaben gefährdet wäre, nach Retzlaff sog. 

terminkritischen Änderungsbegehren,7  stellt sich die Frage, ob der Unternehmer in Anbetracht eines 

entsprechenden Änderungsbegehrens die Fortführung der begonnenen Bauleistungen zunächst einstellen darf 

oder sogar muss, bis entweder ein Einvernehmen zwischen den Parteien über die vom Besteller begehrte 

Änderung herbeigeführt bzw. eine entsprechende Änderung vom Besteller angeordnet worden ist, oder der 

Besteller von seinem Änderungsbegehren wieder Abstand nimmt. 

Die entsprechende Frage kann sich schon vor Beginn der Bauarbeiten stellen,8  wenn etwa im Bauvertrag zeitlich 

enge Zwischentermine als Vertragsfristen vereinbart worden sind, und eine Einstellung der vertraglich vereinbarten 

Leistungen im Hinblick auf ein Änderungsbegehren des Bestellers dazu führen würde, dass die erste vereinbarte 

Zwischenfrist nicht mehr eingehalten werden kann.  

Innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen Frist von mindestens 30 Tagen zwischen Änderungsbegehren und 

leistungsändernder Anordnung des Bestellers können bei Einstellung der bisher vereinbarten Bauleistungen nicht 

unerhebliche Stillstandskosten auf Seiten des Unternehmers und bei Fortsetzung der entsprechenden Leistungen 

bis zur leistungsändernden Anordnung nicht unerhebliche Rückbaukosten bzw. vergebliche Aufwendungen zu 

Lasten des Bestellers anfallen. 

Retzlaff nimmt insofern an, dass nach dem Wortlaut des § 650b BGB  der Unternehmer nach einem 

terminkritischen Änderungsbegehren des Bestellers Leistungen auf dem kritischen Weg bis zum Einvernehmen 

zwischen den Vertragsparteien über die begehrte Leistungsänderung und deren Vergütung bzw. bis zur 

leistungsändernden Anordnung seitens des Bestellers oder bis zur Rücknahme des Änderungsbegehrens 

einstellen dürfe, und dass dieses Ergebnis vom Gesetz so gewollt sein dürfte.9  

Langen nimmt demgegenüber für den Fall eines auf freie Leistungsänderung gem. § 650b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BGB  

ausgerichteten Änderungsbegehrens des Bestellers an, dass der Unternehmer bis zu einem vom Besteller 

verfügten Baustopp nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet sei, die beauftragten Bauleistungen 

entsprechend dem bisherigen Vertragsinhalt fortzusetzen.10  Lediglich für den Fall eines auf notwendige 

Leistungsänderung i.S.v. § 650b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BGB  ausgerichteten Änderungsbegehrens des Bestellers 

nimmt Langen nicht nur ein Recht, sondern sogar eine Pflicht des Unternehmers an, ggf. von seinem 

Bedenkenhinweis betroffene Leistungen zunächst nicht aus- bzw. weiterzuführen. Insofern sei das 

Änderungsbegehren des Bestellers gleichzeitig als Suspendierung der bisher vertraglich vereinbarten Leistungen 

für den Zeitraum bis zur Klärung der Berechtigung des Bedenkenhinweises des Unternehmers zu betrachten.11  

Entsprechend obliege dem Besteller, schon laufende oder unmittelbar bevorstehende Leistungen bei einem 

Änderungsbegehren nach vorhergehender Maßgabe durch einen Baustopp auszusetzen, wenn der Besteller 
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selbst – unabhängig von einem Bedenkenhinweis des Unternehmers – erkenne, dass die bisher vertraglich 

vereinbarten Leistungen zur Erstellung eines funktionsfähigen Gewerks zu ergänzen und/oder zu ändern seien.12  

Unterschiedlich sind auch die Auffassungen zu den Rechtsfolgen des nach Auffassung von Retzlaff gesetzlich 

gewollten Baustillstands nach einem terminkritischen Änderungsbegehren des Bestellers bzw. nach Langen einer 

Suspendierung bei einem entsprechenden Änderungsbegehren gem. § 650 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BGB . In beiden 

Fällen sei zwar von einer Verlängerung vertraglich vereinbarter Ausführungsfristen um den Zeitraum des 

entsprechend berechtigten Baustillstandes auszugehen.13  Während Retzlaff jedoch zusätzliche 

Entschädigungsansprüche des Unternehmers für die Zeit des entsprechenden Stillstandes gem. § 642 BGB  allein 

auf Grund des Änderungsbegehrens des Bestellers ohne ausdrückliche Erklärung eines Baustopps generell in 

Abrede stellt,14  sieht Langen für den Fall eines auf eine notwendige Leistungsänderung gem. § 650b Abs. 1 Satz 

1 Nr. 2 BGB  ausgerichteten Änderungsbegehrens des Bestellers einen Anspruch des Unternehmers gem. § 642 

BGB  auf Erstattung der Stillstandskosten für den Zeitraum der berechtigten Suspendierung seiner 

Bauleistungen.15  Nur wenn das Änderungsbegehren des Bestellers auf eine notwendige Leistungsänderung auf 

Grund Mängeln der Planung des Unternehmers i.S.v. § 650b Abs. 1 Satz 5 i.V.m. § 650c Abs. 1 Satz 2 BGB  

ausgerichtet sei, trage allein der Unternehmer das Risiko des Schuldnerverzuges bei Einstellung seiner 

Vertragsleistungen ebenso wie das Risiko der Übernahme der Rückbaukosten bei Fortsetzung seiner Leistungen, 

wenn sich die Planungsmängel im Verantwortungsbereich des Unternehmers bestätigen.16  

Im Folgenden soll der Versuch unternommen werden, für die aufgeworfenen Fragen im Hinblick auf das Recht des 

Unternehmers zur Einstellung seiner Leistungen auf terminkritischem Weg sowie im Hinblick auf 

Entschädigungsansprüche des Unternehmers gem. § 642 BGB  eine dogmatisch begründbare und praktikable 

Lösung zu finden. Behandelt werden insofern auch etwaige Schadensersatzansprüche auf Grund Pflichtverstößen 

während des Zeitraums ab Änderungsbegehren des Bestellers.  

III. Rechte und Pflichten bzw. Obliegenheiten der Vertragsparteien 

bei terminkritischem Änderungsbegehren des Bestellers 

§ 650b Abs. 1 Satz 1 BGB  begründet eine sofort fällige Obliegenheit der Vertragsparteien, Einvernehmen über 

die Änderung und die infolge der Änderung zu leistende Mehr- oder Mindervergütung anzustreben. Insofern liegt 

eine gesetzliche Kodifizierung des zuvor bereits nach der Rechtsprechung des BGH17  entwickelten 

Kooperationsgebotes für die Bauvertragsparteien vor. Nach diesseitiger Auffassung betrifft die entsprechende 

Obliegenheit der Vertragsparteien zum Streben nach Einvernehmen nicht nur die Frage, ob in rechtlicher Hinsicht 

eine Leistungsänderung als Gegenstand des Änderungsbegehrens des Bestellers gegeben ist, und wie diese ggf. 
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zu vergüten ist, sondern auch die Frage, wie mit bereits begonnenen oder kurz bevorstehenden Bauarbeiten zu 

verfahren ist, wenn das Begehren des Bestellers – unabhängig von dem Vorliegen einer Leistungsänderung in 

rechtlicher Hinsicht – auf eine Änderung anstehender bzw. begonnener Leistungen auf kritischem Weg in 

technischer Hinsicht ausgerichtet ist.  

Daraus wären folgende wechselseitigen Obliegenheiten der Vertragsparteien in folgender Reihenfolge abzuleiten: 

1. Obliegenheit des Unternehmers zur „Behinderungsanzeige“ bei 

terminkritischem Änderungsbegehren des Bestellers 

Wenn und soweit nach einem Änderungsbegehren des Bestellers die Weiterführung der beauftragten Leistungen 

auf kritischem Weg in technisch unveränderter Weise dazu führen könnte, dass die vom Änderungsbegehren 

betroffenen Arbeiten entweder wertlos würden oder sogar kostenaufwendig zurückgebaut werden müssten, falls 

sich die Parteien über die begehrte Änderung und deren Vergütung einigen oder der Besteller die 

Leistungsänderung anordnet, ist der Unternehmer verpflichtet, den Besteller darauf unverzüglich hinzuweisen.18  

In der Regel entsteht erst durch diesen Hinweis für den Besteller Veranlassung zu einer Entscheidung, ob nach 

dem Änderungsbegehren die anstehenden oder laufenden bisherigen Leistungen auf kritischem Weg fortgesetzt 

werden sollen oder nicht.  

Da die entsprechende Entscheidung, wie im Folgenden näher dargelegt wird, eine Obliegenheit des Bestellers im 

Rahmen des gem. § 650b Abs. 1 Satz 1 BGB  anzustrebenden Einvernehmens ist, kann nach diesseitiger 

Auffassung bis zur diesbezüglichen Entscheidung des Bestellers durchaus von einer Behinderung der Ausführung 

der bisher vertraglich vereinbarten Leistungen i.S.v. § 6 VOB/B  durch ein terminkritisches Änderungsbegehren 

gesprochen werden.19  Voraussetzung für eine Behinderung muss nicht ein vertragswidriges Verhalten des 

anderen Vertragsteils sein. Vielmehr kommen für § 6 VOB/B  auch Behinderungen und Unterbrechungen in 

Betracht, die auf einem rechtlich zulässigen – also befugten – Handeln eines Vertragspartners beruhen.20  Es soll 

nicht in Abrede gestellt werden, dass die Einordnung eines Änderungsbegehrens des Bestellers gem. § 650b Abs. 

1 Satz 1 BGB , auch wenn es bevorstehende oder begonnene Leistungen des Unternehmers auf terminkritischem 

Weg betrifft, als Behinderung i.S.d. § 6 VOB/B zweifelhaft sein könnte. Insofern muss jedoch zunächst klargestellt 

werden, dass als Behinderungstatbestand nicht das Änderungsbegehren des Bestellers als solches angenommen 

wird, sondern ggf. die nicht bzw. nicht klar erfolgende Erklärung des Bestellers zur Einstellung oder Fortsetzung 

der bisher vereinbarten Leistungen auf dem terminkritischen Weg nach Hinweis des Unternehmers auf die 

Auswirkungen des Änderungsbegehrens. Um danach immer noch bestehenden Zweifeln an der Annahme eines 
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Behinderungstatbestandes zu genügen, wird im vorliegenden Beitrag der Begriff der Behinderungsanzeige in 

Parenthese gesetzt. 

Nach diesseitiger Auffassung kann die zuvor dargelegte Hinweispflicht des Unternehmers im Rahmen seiner 

Obliegenheiten gem. § 650b Abs. 1 Satz 1 BGB  jedenfalls rechtlich nicht anders behandelt werden als die Pflicht 

des Unternehmers zur Behinderungsanzeige i.S.d. § 6 Abs. 1 VOB/B . Insofern sind an den Inhalt der 

Hinweispflicht des Unternehmers bei einem terminkritischen Änderungsbegehren des Bestellers die gleichen 

Anforderungen zu stellen wie generell bei Behinderungsanzeigen. D.h. der Hinweis muss alle Tatsachen enthalten, 

aus denen sich für den Besteller mit hinreichender Klarheit die Auswirkungen des Änderungsbegehrens auf 

terminkritisch anstehende bzw. laufende Bauleistungen nach bisheriger vertraglicher Vereinbarung und deren 

Ausmaß ergeben.21  Etwas anderes kann entsprechend § 6 Abs. 1 Satz 2 VOB/B  nur dann gelten, wenn dem 

Besteller die Auswirkungen seines Änderungsbegehrens auf anstehende bzw. laufende terminkritische 

Bauleistungen offenkundig bekannt sind.  

Bei Einbeziehung der VOB/B in das Vertragsverhältnis müsste der Hinweis des Unternehmers nicht nur 

unverzüglich, sondern auch schriftlich gegenüber dem Besteller erfolgen. Allerdings soll nach herrschender 

Meinung und obergerichtlicher Rechtsprechung die Einhaltung der Schriftform keine Wirksamkeitsvoraussetzung 

für eine Behinderungsanzeige sein, so dass eine zuverlässige mündliche Anzeige, für die der Unternehmer 

beweispflichtig wäre, ausreiche.22  

Schließlich handelt es sich nach herrschender Meinung bei der Pflicht des Unternehmers zur 

Behinderungsanzeige nicht nur um eine Obliegenheit, deren Einhaltung Voraussetzung für eigene Rechte und 

Ansprüche des Unternehmers sei, sondern darüber hinaus um eine vertragliche Nebenpflicht, deren 

Nichtbeachtung Schadensersatzansprüche des Bestellers auslösen könne.23  

2. Auskunft über Stillstandskosten als Gegenstand der „Behinderungsanzeige“ 

des Unternehmers? 

Fraglich ist, ob auch von einem Auskunftsanspruch des Bestellers gegenüber dem Unternehmer ausgegangen 

werden kann, die voraussichtlichen Stillstandskosten bei einer Suspendierung der bisherigen Vertragsleistungen 

hinsichtlich der von einem terminkritischen Änderungsbegehren des Bestellers betroffenen Leistungen mitzuteilen, 

um dem Besteller eine Güterabwägung zwischen den Stillstandskosten einerseits und dem eventuellen Rückbau 

der unveränderten Leistungen andererseits zu ermöglichen.24  
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Zu einer Behinderungsanzeige gem. § 6 Abs. 1 VOB/B  hat der BGH ausgeführt, dass der Anzeigende nicht 

mitzuteilen brauche, welchen ungefähren Umfang und welche ungefähre Höhe ein Ersatzanspruch des 

Unternehmers auf Grund der Behinderung hätte.25  Im vorliegenden Fall beinhaltet nach diesseitiger Auffassung 

jedoch § 650b Abs. 1 Satz 1 BGB  eine davon abweichende gesetzliche Regelung insofern, als danach eine sofort 

fällige Obliegenheit der Vertragsparteien zum Anstreben eines Einvernehmens auch im Hinblick auf die zu 

leistende Mehr- oder Mindervergütung besteht. Aus nachfolgend dargelegten Gründen ist bei einem 

terminkritischen Änderungsbegehren des Bestellers, welches auf eine freie Leistungsänderung ausgerichtet ist, 

nach einer „Behinderungsanzeige“ des Unternehmers von einer Obliegenheit des Bestellers auszugehen, über die 

Einstellung oder Fortsetzung der bisherigen Leistungen zu entscheiden. Danach könnte der Unternehmer bei einer 

vom Besteller verfügten Einstellung der bisherigen Leistungen im Hinblick auf dadurch ausgelöste 

Stillstandskosten Entschädigungsansprüche gem. § 642 BGB  gegenüber dem Besteller geltend machen.26  Nach 

der Rechtsprechung des BGH handelt es sich bei dem Entschädigungsanspruch gem. § 642 BGB  um einen 

Anspruch „sui generis“.27  Nach einer Meinung sei der Entschädigungsanspruch vergütungsähnlich,28  nach 

anderer Auffassung eher schadensersatzähnlich zu bewerten.29  In jedem Fall bemisst sich der 

Entschädigungsanspruch gem. § 642 Abs. 2 BGB  auch nach der Höhe der vereinbarten Vergütung. Auf Grund 

dessen bestehen nach diesseitiger Auffassung keine Bedenken gegen die Annahme, dass gem. § 650b Abs. 1 

Satz 1 BGB  Gegenstand des anzustrebenden Einvernehmens auch die Auskunft über Anfall und Höhe von 

Stillstandskosten seitens des Unternehmers bei bestellerseitiger Anordnung der Einstellung der bisherigen 

Leistungen auf terminkritischem Weg ist.  

Allerdings hat das Landgericht Berlin entschieden, dass die Vermutungswirkung des § 650d BGB  nicht für 

Entschädigungsansprüche gem. § 642 BGB  gelten würde, da sich die Vermutungswirkung ausdrücklich nur auf 

das Anordnungsrecht des Bestellers gem. § 650b BGB  und die Vergütungsanpassung gem. § 650c BGB  

beziehe.30  Dies schließt jedoch nicht aus, dass das nach einem Änderungsbegehren des Bestellers von den 

Vertragsparteien anzustrebende Einvernehmen vor leistungsändernder Anordnung des Bestellers auch die 

Auskunftserteilung seitens des Unternehmers über durch Baustoppverfügung des Bestellers ausgelöste 

Stillstandskosten einzubeziehen hat. Das Urteil des Landgerichts Berlin betraf im Übrigen von dem Antragsteller 

geltend gemachte Entschädigungsansprüche gem. § 642 BGB  auf Grund anderer Umstände und nicht infolge 

eines Änderungsbegehrens des Bestellers i.S.d. § 650b Abs. 1 Satz 1 BGB .  

Da der Unternehmer die Länge der Stillstandszeit nicht abschätzen kann, da es allein der Besteller in der Hand 

hat, eine Fortsetzung der Leistungen auf dem terminkritischen Weg anzuordnen, einen diesbezüglich verhängten 

Baustopp wieder aufzuheben oder von seinem ursprünglichen Änderungsbegehren Abstand zu nehmen, besteht 

nach diesseitiger Auffassung nur eine Obliegenheit des Unternehmers zur Mitteilung der tagtäglich anfallenden 

Stillstandskosten während einer Einstellung bzw. Suspendierung der Leistungen auf dem terminkritischen Weg. 
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Es dürfte allerdings davon auszugehen sein, dass entsprechend § 666 2. Alt. BGB  eine Pflicht des Unternehmers 

zur Mitteilung der Stillstandskosten nur auf Verlangen des Bestellers anzunehmen ist. Die entsprechende 

Informationspflicht bezweckt, dem Auftraggeber bzw. Besteller die ihm regelmäßig fehlenden Informationen zu 

verschaffen, die er braucht, um seine im Zuge der Auftragserledigung bzw. begehrten Leistungsänderung sich 

ändernde Rechtsstellung beurteilen und Folgerungen daraus ziehen zu können bzw. die notwendige Klarheit über 

seine Rechtsstellung zu verschaffen.31  Ein entsprechendes Informationsbedürfnis des Bestellers lässt sich jedoch 

nur bei dessen Verlangen annehmen. Die Stillstandskosten wären unverzüglich nach entsprechendem Verlangen 

des Bestellers oder innerhalb einer von diesem gesetzten Frist mitzuteilen.  

Wenn man schließlich mit der h.M. in der Pflicht des Unternehmers zur Behinderungsanzeige gemäß § 6 VOB/B  

auch eine vertragliche Nebenpflicht erblickt,32  erscheint es folgerichtig, auch auf Verlangen des Bestellers die 

Pflicht des Unternehmers zur Mitteilung der Stillstandskosten bei Einstellung der Leistungen im terminkritischen 

Weg als vertragliche Nebenpflicht gegenüber dem Besteller zu qualifizieren. Ebenso wie es dem erkennbaren 

Interesse des Bestellers entspricht, von dem Unternehmer darüber aufgeklärt zu werden, dass das 

Änderungsbegehren des Bestellers überhaupt Auswirkungen auf terminkritische Leistungen hat, liegt es im 

erkennbaren Interesse des Bestellers, von dem Unternehmer Auskunft über bei Einstellung anfallende 

Stillstandskosten als Grundlage für seine Entscheidung über Einstellung oder Fortsetzung der entsprechenden 

Leistungen zu erhalten.  

3. Obliegenheit des Bestellers zur Anordnung der Fortsetzung oder 

Suspendierung der terminkritischen Leistungen  

Wenn sich der Besteller auf die „Behinderungsanzeige“ des Unternehmers bzw. dessen Hinweis auf die 

Auswirkungen des terminkritischen Änderungsbegehrens auf die anstehenden bzw. begonnenen Arbeiten nicht 

oder nur unklar erklärt, stellt sich die Frage, ob der Unternehmer in diesem Falle die bisherigen Leistungen in 

technisch unveränderter Form trotz des im Raum stehenden Änderungsbegehrens des Bestellers fortzuführen 

verpflichtet ist, oder ein diesbezügliches Recht zur Arbeitseinstellung bis zum Einvernehmen der Vertragsparteien 

über die vom Besteller begehrte Leistungsänderung und deren Vergütung bzw. bis zur Anordnung der 

entsprechenden Leistungsänderung seitens des Bestellers oder bis zur ausdrücklichen Anweisung des Bestellers 

zur Fortsetzung der bisherigen Leistungen hat. Während wie gesagt Retzlaff hier ein generelles Recht des 

Unternehmers zur vorläufigen Einstellung der bisher vereinbarten Leistungen auf dem kritischen Weg annimmt,33  

nimmt Langen demgegenüber bei einem auf eine freie Leistungsänderung gem. § 650 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BGB  

ausgerichteten Änderungsbegehren des Bestellers eine Pflicht des Unternehmers zur Fortsetzung der bisher 

vertraglich vereinbarten Leistungen bis zur Verfügung eines Baustopps durch den Besteller an.34  
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Beide Auffassungen müssen in Frage gestellt werden. Wie zuvor dargelegt, begründet § 650b Abs. 1 Satz 1 BGB  

eine Obliegenheit der Vertragsparteien zum Streben nach Einvernehmen auch bezüglich der Frage, wie nach 

einem Änderungsbegehren des Bestellers mit bereits begonnenen oder kurz bevorstehenden terminkritischen 

Bauarbeiten zu verfahren ist. Daraus ergibt sich nach diesseitiger Auffassung die Obliegenheit des Bestellers, 

nach einer „Behinderungsanzeige“ des Unternehmers nach vorhergehender Maßgabe sich unmissverständlich 

dahingehend zu äußern, ob die bisher vereinbarten Leistungen des Unternehmers auf dem kritischen Weg 

zunächst bis zur einvernehmlichen oder von dem Besteller angeordneten Leistungsänderung oder einer 

Rücknahme des Änderungsbegehrens eingestellt werden sollen mit der Folge anfallender Stillstandskosten oder 

fortgesetzt werden sollen mit der Folge ggf. späterer Rückbaukosten. Mit dem Änderungsbegehren, welches noch 

nicht eine vertragliche Leistungsänderung herbeiführt, schafft der Besteller in rechtlich zulässiger Weise objektiv 

eine Unklarheit im Hinblick darauf, wie kurzfristig mit den zeitnah bevorstehenden oder begonnenen Bauleistungen 

auf kritischem Weg verfahren werden soll. Nur der Besteller ist insofern in der Lage, die entsprechende Unklarheit 

durch eine eindeutige Erklärung gegenüber dem Unternehmer zu beseitigen.  

Es besteht insofern eine Vergleichbarkeit mit dem Sachverhalt, welcher einem Urteil des Kammergerichts vom 

07.09.202135  zu Grunde liegt. Danach soll sich der Besteller nicht nachträglich auf eine nicht erfolgte Anordnung 

einer geänderten Leistung, für die aus objektiver Sicht ein technisches Bedürfnis bestand, berufen können, sofern 

der Unternehmer zuvor Bedenken gegen die ungeänderte Ausführung angemeldet hatte, da darin ein 

widersprüchliches Verhalten des Bestellers zu sehen wäre. Etwas anderes soll nur gelten, wenn der Besteller 

unmissverständlich erklärt, dass für ihn im Konfliktfall die Vermeidung einer Mehrvergütung der geänderten 

Leistung vorrangig gegenüber der Funktionstauglichkeit des Werkes sei. Entsprechend widersprüchlich würde sich 

der Besteller verhalten, wenn er einerseits ein Änderungsbegehren erklärt, ohne sich auf eine 

„Behinderungsanzeige“ des Unternehmers zu den Bauleistungen auf kritischem Weg unmissverständlich zu 

erklären, andererseits dem Unternehmer nachträglich vorhalten würde, dass er nach dem Änderungsbegehren die 

bisherigen Leistungen zur Vermeidung von Rückbaukosten eingestellt habe oder umgekehrt zur Vermeidung von 

Stillstandskosten fortgesetzt habe.  

In dieser Situation ist nach diesseitiger Auffassung von einem Wahlrecht des Unternehmers auszugehen, nach 

einem terminkritischen Änderungsbegehren des Bestellers entweder die bisher verarbeitenden Leistungen auf 

kritischem Weg einzustellen oder diese Leistungen fortzusetzen, wenn und solange der Besteller sich 

diesbezüglich gegenüber dem Unternehmer nach dessen „Behinderungsanzeige“ nicht bzw. nicht eindeutig erklärt. 

Allerdings wird man ein entsprechendes Wahlrecht des Unternehmers erst annehmen können, wenn und sobald 

sich der Besteller nach einer ordnungsgemäßen „Behinderungsanzeige“ des Unternehmers und ggf. auf Verlangen 

des Bestellers nach erfolgter Mitteilung der (tagtäglich) anfallenden Stillstandskosten bei Einstellung der bisherigen 

Leistungen auf kritischem Weg nicht unverzüglich oder innerhalb einer vom Unternehmer gesetzten Frist zur 

Einstellung oder Fortsetzung der bisherigen Leistungen erklärt hat. Bis dahin ist nach diesseitiger Auffassung nicht 
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nur von einem Recht, sondern auch von einer Pflicht des Unternehmers zur vorläufigen Einstellung der bisherigen 

Leistungen auf kritischem Weg auszugehen, da sich der Unternehmer andernfalls bei Fortsetzung der bisherigen 

Leistungen ohne Erklärung des Bestellers im Widerspruch zu seiner eigenen „Behinderungsanzeige“ setzen 

würde. 

Umgekehrt ist von einer Pflicht des Unternehmers zur Fortsetzung der bisher vertraglich vereinbarten Leistungen, 

auch soweit sie sich auf terminkritischem Weg befinden, bis zur „Behinderungsanzeige“ nach vorhergehender 

Maßgabe gegenüber dem Besteller und ggf. auf Verlangen des Bestellers bis zur Mitteilung der Stillstandskosten 

bei Einstellung der bisherigen Vertragsleistungen auszugehen, da der Besteller erst dann Veranlassung zu einer 

Entscheidung über Einstellung oder Fortsetzung der bisherigen Leistungen hat. 

Eine Pflicht des Unternehmers zur Nichtaufnahme bzw. Einstellung oder Fortsetzung der bisherigen Leistungen bei 

einem auf Leistungsänderung gem. § 650 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BGB  ausgerichteten Änderungsbegehrens des 

Bestellers kommt im Übrigen erst mit diesbezüglicher Erklärung seitens des Bestellers (Baustopp- oder 

Fortsetzungsanordnung) in Betracht.  

Weitere Frage ist, wie zu verfahren ist, wenn der Besteller nach einer „Behinderungsanzeige“ des Unternehmers 

die Mitteilung der (tagtäglichen) Stillstandskosten bei Einstellung der Leistungen auf dem kritischen Weg verlangt, 

und der Unternehmer diesbezüglich eine Auskunftserteilung verweigert oder nicht vornimmt. In diesem Falle kann 

nach diesseitiger Auffassung dem Unternehmer kein Wahlrecht nach vorhergehender Maßgabe mehr zugestanden 

werden. Vielmehr ist der Unternehmer dann entsprechend der nach dem Änderungsbegehren des Bestellers 

zunächst fortgesetzten ursprünglichen Vertragslage verpflichtet, auch die Leistungen auf dem kritischen Weg bis 

zu einem eventuellen Baustopp seitens des Bestellers unverändert fortzusetzen. Es wäre von einer Verwirkung 

eines nach Retzlaff anzunehmenden generellen Zurückbehaltungsrechtes des Unternehmers nach 

Änderungsbegehren des Bestellers auszugehen, da der Unternehmer in diesem Falle pflichtwidrig dem Besteller 

die zur Entscheidung über Fortsetzung oder Einstellung der bisherigen Leistungen auf dem kritischen Weg 

erforderlichen Auskünfte zu den Stillstandskosten verwehrt hätte. 

Im Falle einer auf notwendige Leistungsänderung gem. § 650b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BGB  ausgerichteten 

Änderungsbegehren des Bestellers ist demgegenüber umgekehrt mit Langen36  von einer Pflicht des 

Unternehmers zur Einstellung der bisherigen Leistungen auf Grund der Verpflichtung des Unternehmers zu einer 

im Ergebnis mängelfreien Herstellung des vertraglich vereinbarten Gewerks auszugehen. Abgesehen davon dürfte 

in dem entsprechenden Änderungsbegehren des Bestellers auch ein stillschweigender Baustopp bezüglich der 

bisherigen Leistungen anzunehmen sein, soweit sie nach einer Bedenkenanmeldung des Unternehmers oder aus 

eigener Erkenntnis des Bestellers nicht geeignet sind, ein mängelfreies funktionsfähiges Gewerk herbeizuführen.  
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4. Obliegenheit des Unternehmers zur Mitteilung mit der Ausübung des 

Wahlrechtes gegenüber dem Besteller 

Im Rahmen des gem. § 650b Abs. 1 Satz 1 BGB  gesetzlich kodifizierten Strebens der Vertragsparteien nach 

Einvernehmen ist sozusagen spiegelbildlich von einer Obliegenheit des Unternehmers entsprechend § 263 BGB  

auszugehen, gegenüber dem Besteller mitzuteilen, in welcher Weise er von seinem Wahlrecht Gebrauch machen 

will, solange sich der Besteller entgegen seiner diesbezüglichen Obliegenheit nicht (eindeutig) erklärt. Sinnvoll 

erscheint es, dass der Unternehmer bereits im Rahmen der „Behinderungsanzeige“ erklärt, ob er in Anbetracht des 

Änderungsbegehrens des Bestellers die bisher vereinbarten Leistungen auf dem kritischen Weg zunächst 

einstellen oder fortsetzen will, wenn sich der Besteller diesbezüglich nicht erklärt, und den Besteller zu einer 

entsprechenden Erklärung unter Fristsetzung auffordert. Es liegt dann in der Hand des Bestellers, durch 

unverzügliche bzw. fristgemäße Entscheidung im Hinblick auf die Behandlung der bevorstehenden oder 

begonnenen terminkritischen Leistungen gemäß bestehender Vereinbarung, zwischenzeitlich entstandene 

Stillstandskosten des Unternehmers bzw. Rückbaukosten, die der Besteller jeweils zu tragen hätte, in Grenzen zu 

halten. 

IV. Ansprüche des Unternehmers bei terminkritischen 

Änderungsbegehren des Bestellers 

Bei Zugrundelegung der zuvor dargelegten wechselseitigen Obliegenheiten der Vertragsparteien nach einem 

terminkritischen Änderungsbegehren des Bestellers kommen folgende Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 

in Betracht: 

1. Verlängerung Ausführungsfristen 

Bei einem auf freie Leistungsänderung gem. § 650b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BGB  ausgerichteten terminkritischen 

Änderungsbegehren des Bestellers werden vertraglich vereinbarte Ausführungsfristen um den Zeitraum verlängert, 

in dem sich der Besteller auf eine „Behinderungsanzeige“ des Unternehmers oder Offenkundigkeit nicht klar 

gegenüber dem Unternehmer zur Aufnahme bzw. Weiterführung oder Einstellung der bisherigen Bauleistungen 

erklärt, und der Unternehmer auf Grund dessen von seinem Wahlrecht zur Suspendierung seiner 

Vertragsleistungen bis zur entsprechenden Entscheidung des Bestellers Gebrauch macht.  
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Ansonsten ist der Unternehmer mit Verfügung eines Baustopps seitens des Bestellers zur Einstellung seiner 

Arbeiten verpflichtet mit der Folge einer entsprechenden Verlängerung der vertraglich vereinbarten 

Ausführungsfristen. Entsprechendes gilt, wenn der Unternehmer auf Grund eines auf notwendige 

Leistungsänderung gem. § 650b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BGB  ausgerichteten Änderungsbegehrens des Bestellers 

nicht nur berechtigt, sondern sogar verpflichtet ist, die bisherigen Leistungen, die von dem Änderungsbegehren 

betroffen sind, einzustellen, es sei denn, die Notwendigkeit der Leistungsänderung beruht auf vom Unternehmer zu 

vertretenden Planungsmängeln. In diesem Falle trägt allein der Unternehmer das Risiko des Schuldnerverzuges.  

2. Entschädigungsansprüche des Unternehmers gem. § 642 BGB  

Gem. § 642 Abs. 1 BGB  kann der Unternehmer für den Fall, dass bei der Herstellung des Werks eine Handlung 

des Bestellers erforderlich ist, wenn der Besteller durch das Unterlassen der Handlung in Verzug der Annahme 

kommt, eine angemessene Entschädigung verlangen.  

Wenn und sobald der Unternehmer auf die terminkritischen Auswirkungen eines Änderungsbegehrens des 

Bestellers hinweist, oder solche dem Besteller offenkundig bekannt sind, ist nach den vorhergehenden 

Ausführungen im Rahmen des anzustrebenden Einvernehmens der Vertragsparteien gem. § 650b Abs. 1 Satz 1 

BGB  von der Obliegenheit des Bestellers auszugehen, sich gegenüber dem Unternehmer klar zu der Frage zu 

äußern, wie mit den bisherigen Leistungen auf dem terminkritischen Weg zu verfahren ist, bis entweder ein 

Einvernehmen über die begehrte Leistungsänderung bzw. eine diesbezüglich frühestens nach 30 Tagen mögliche 

leistungsändernde Anordnung des Bestellers vorliegt, oder der Besteller von seinem Auskunftsbegehren Abstand 

nimmt. Es reicht gem. § 295 BGB  ein wörtliches Angebot des Unternehmers, wenn zur Aufnahme bzw. 

Fortsetzung der bisherigen Leistungen die dem Besteller obliegende klare Entscheidung über Baustopp oder 

Aufnahme bzw. Fortsetzung der bisherigen Leistungen nicht erfolgt. Insofern dürfte die „Behinderungsanzeige“ 

nach vorhergehender Maßgabe als Aufforderung an den Besteller i.S.v. § 295 Satz 2 BGB  aufzufassen seien, die 

erforderliche klarstellende Erklärung vorzunehmen. Zur Rechtssicherheit sollte der Unternehmer jedoch die 

entsprechende „Behinderungsanzeige“ mit einer ausdrücklichen entsprechenden Aufforderungserklärung 

verbinden und darauf hinweisen, in Anbetracht des Änderungsbegehrens des Bestellers die bisherigen Leistungen 

auf dem kritischen Weg zunächst zurückzustellen, bis der Besteller ggf. eine anderweitige Weisung erteilt.  

Wenn dagegen der Unternehmer sich zur Ausübung seines Wahlrechtes nicht erklärt und/oder auf Verlangen des 

Bestellers keine Auskunft über die Stillstandskosten im Zusammenhang mit einer Einstellung der bisherigen 

Leistungen erteilt, besteht kein Annahmeverzug auf Seiten des Bestellers mit der Folge, dass der Unternehmer 

insofern auch keine Entschädigungsansprüche gem. § 642 BGB  im Hinblick auf Stillstandskosten geltend machen 
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kann, abgesehen davon, dass nach diesseitiger Auffassung der Unternehmer in diesem Falle von vornherein zur 

Fortsetzung seiner bisherigen Leistungen verpflichtet ist.  

3. Ansprüche der Vertragsparteien auf Übernahme Rückbaukosten 

Wenn der Besteller nach einer rechtzeitigen und ordnungsgemäßen „Behinderungsanzeige“ und ggf. auf 

Verlangen des Bestellers nach Mitteilung der Stillstandskosten bei Einstellung der Leistungen seitens des 

Unternehmers keinen Baustopp im Hinblick auf die ursprüngliche Leistung auf terminkritischem Weg erklärt hat, 

und der Unternehmer insofern von seinem Wahlrecht zur Fortsetzung der entsprechenden Leistungen Gebrauch 

gemacht hat, gehören die Rückbaukosten zu der gem. § 650c BGB  von dem Besteller zu erstattenden 

Mehrvergütung.  

Bei einer nicht ordnungsgemäßen und/oder nicht unverzüglichen „Behinderungsanzeige“ des Unternehmers nach 

vorhergehender Maßgabe kann der Besteller dem diesbezüglichen Mehrvergütungsanspruch einen 

Schadensersatzanspruch wegen Verletzung der dargelegten Hinweispflicht des Unternehmers im Hinblick auf die 

Auswirkungen des Änderungsbegehrens auf die bevorstehenden bzw. begonnenen Leistungen auf 

terminkritischem Weg gegenrechnen. Wie zuvor dargelegt, beinhaltet die Pflicht des Unternehmers zur 

Behinderungsanzeige nach h.M. auch eine vertragliche Nebenpflicht zu Gunsten des Bestellers, bei deren 

Verletzung dieser Schadensersatzansprüche gegenüber dem Unternehmer gem. § 280 Abs. 1 BGB  geltend 

machen kann. Voraussetzung wäre, dass der Besteller bei einer unverzüglichen und ordnungsgemäßen 

„Behinderungsanzeige“ Rückbaukosten durch frühere Verfügung eines Baustopps vermieden hätte. 

Entsprechendes müsste gelten, wenn der Unternehmer trotz entsprechenden Verlangens des Bestellers keine 

Angaben zu den voraussichtlichen Stillstandskosten macht, und der Besteller auf Grund dessen keinen Baustopp 

im Hinblick auf die Aufnahme bzw. Fortsetzung der bisher vereinbarten Leistungen auf dem terminkritischen Weg 

erklärt. Schadensersatzansprüche des Bestellers kommen auch in Betracht, wenn sich die auf Verlangen des 

Bestellers von dem Unternehmer angegebenen Stillstandskosten als schuldhaft falsch erweisen, und der Besteller 

bei Kenntnis der ggf. tatsächlich geringeren Stillstandskosten einen Baustopp verfügt hätte.  

Auf der anderen Seite dürfte der Unternehmer einem Schadensersatzanspruch des Bestellers im Wege der 

Vorteilsausgleichung ersparte Stillstandskosten, die bei einem Baustopp zu Lasten des Bestellers angefallen 

wären, schadensmindernd entgegenhalten. 
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Soweit sich der Unternehmer schließlich pflichtwidrig gegenüber dem Besteller nicht im Hinblick auf die Ausübung 

seines Wahlrechtes erklärt hätte und die bisherigen Leistungen ohne entsprechende Erklärung fortgesetzt hätte, 

könnte der Unternehmer diesbezüglichen Schadensersatzansprüchen des Bestellers einen die Haftung des 

Unternehmers möglicherweise ausschließenden Mitverschuldenseinwand gem. § 254 BGB  im Hinblick auf die 

von dem Besteller ebenfalls nicht erfolgte Erklärung zur Einstellung oder Fortsetzung der bisherigen Leistungen 

entgegenhalten.  

V. Die Möglichkeit einer einstweiligen Verfügung gem. § 650d BGB  

Zwar sieht § 650d BGB  die Möglichkeit einer einstweiligen Verfügung ohne erforderliche Glaubhaftmachung des 

Verfügungsgrundes nur bei Streitigkeiten über das Anordnungsrecht gem. § 650b BGB  oder die 

Vergütungsanpassung gem. § 650c BGB  nach Beginn der Bauausführung vor. Da jedoch dem Anordnungsrecht 

des Bestellers gem. § 650b Abs. 2 BGB  zwingend das Kooperationsverfahren nach Änderungsbegehren des 

Bestellers gem. § 650b Abs. 1 BGB  vorgeschaltet ist, wird diesseits angenommen, dass die Vertragsparteien 

gem. § 650d 1. Alt. BGB  zum Gegenstand eines einstweiligen Verfügungsverfahrens auch die Frage der 

Einstellung oder Fortsetzung der bisher vereinbarten Leistungen des Unternehmers auf terminkritischem Weg 

machen können wie auch die Frage einer Auskunftspflicht des Unternehmers zu Anfall und Höhe von 

Stillstandskosten bei Einstellung der bisher vereinbarten Leistungen auf Verlangen des Bestellers.  

Nach dem bereits zitierten Urteil des Landgerichts Berlin37  sollen zwar Entschädigungsansprüche gem. § 642 

BGB  nicht Gegenstand einer einstweiligen Verfügung gem. § 650d BGB  sein können. Vorliegend geht es jedoch 

nicht um die vorläufige Festlegung von Stillstandskosten durch einstweilige Verfügung gem. § 650d BGB , sondern 

nur um die Verfügung einer diesbezüglichen Auskunftspflicht des Unternehmers zur Vorbereitung der 

Entscheidung des Bestellers über Einstellung oder Fortsetzung der bisherigen Leistungen auf terminkritischem 

Weg.  

VI. Zusammenfassung 

Bei einem Änderungsbegehren des Bestellers gem. § 650b Abs. 1 Satz 1 BGB  obliegt es zunächst dem 

Unternehmer, den Besteller auf terminkritische Auswirkungen seines Änderungsbegehrens hinzuweisen, und zwar 

unverzüglich und möglichst schriftlich. Bis dahin hat der Unternehmer die bisher vereinbarten Leistungen 

fortzusetzen. Auf Verlangen des Bestellers hat der Unternehmer Auskunft über die (tagtäglichen) Stillstandskosten 

im Falle der Einstellung der bisherigen Leistungen zu erteilen. Es obliegt dann dem Besteller, sich gegenüber dem 
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Unternehmer zu den Leistungen gemäß ursprünglicher vertraglicher Vereinbarung unverzüglich bzw. innerhalb 

einer vom Unternehmer gesetzten Frist zu erklären, sei es durch Erklärung eines Baustopps oder Anweisung der 

Aufnahme bzw. Fortsetzung der bisher vereinbarten Leistungen bis zur Entscheidung, ob die begehrte 

Leistungsänderung tatsächlich vollzogen wird. Ohne eine entsprechende Erklärung des Bestellers hat der 

Unternehmer ein Wahlrecht zur vorübergehenden Einstellung bzw. Suspendierung der bisher vertraglich 

vereinbarten Leistungen, wenn und soweit sie sich auf dem kritischen Weg des Bauvorhabens befinden, oder auf 

Fortsetzung der entsprechenden Leistungen. Das entsprechende Wahlrecht besteht nicht, wenn der Unternehmer 

dem Verlangen des Bestellers nach Auskunftserteilung über die Stillstandskosten im Zusammenhang mit einer 

Einstellung der Leistungen nicht nachkommt oder sich nicht zur Ausübung seines Wahlrechtes erklärt. Dann muss 

er die terminkritischen Leistungen bis zu einem Baustopp des Bestellers entsprechend der bisherigen Vertragslage 

fortsetzen.  

Im Falle eines auf eine notwendige Leistungsänderung i.S.d. § 650b Abs. 1 Satz 2 BGB  ausgerichteten 

Änderungsbegehrens des Bestellers hat der Unternehmer nicht nur das Recht, sondern im Rahmen der 

vertraglichen Verpflichtung zur Herstellung eines mängelfreien funktionsfähigen Gewerks die Pflicht, die bisherigen 

auf eine mängelbehaftete Erstellung des Gewerks ausgerichteten Leistungen einzustellen.  

Mit dem Recht zur Einstellung verlängern sich vertraglich vereinbarte Ausführungsfristen und kann der 

Unternehmer Entschädigungsansprüche gem. § 642 BGB  (Stillstandskosten) geltend machen, und zwar 

unabhängig davon, ob das Änderungsbegehren des Bestellers auf eine freie Leistungsänderung gem. § 650b Abs. 

1 Satz 1 Nr. 1 BGB  ausgerichtet ist, oder auf eine notwendige Leistungsänderung gem. § 650b Abs. 1 Satz 1 Nr. 

2 BGB .  

Etwas anderes gilt nur dann, wenn das Änderungsbegehren des Bestellers gem. § 650b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BGB  

auf einem vom Unternehmer zu vertretenden Planungsmangel beruht. In diesem Falle trägt allein der Unternehmer 

das Risiko eines Schuldnerverzuges im Falle der Einstellung seiner bisherigen mangelbehafteten Leistungen 

sowie der Übernahme der Rückbaukosten bei Fortsetzung der entsprechenden Leistungen.  

Die Pflichten des Unternehmers zur unverzüglichen und ordnungsgemäßen „Behinderungsanzeige“ im Hinblick auf 

Auswirkungen eines Änderungsbegehrens des Bestellers auf terminkritische Leistungen, zur unverzüglichen und 

zutreffenden Mitteilung der voraussichtlichen Stillstandskosten auf Verlangen des Bestellers sowie zur Erklärung 

der Ausübung des danach bestehenden Wahlrechts des Unternehmers zur Einstellung oder Fortsetzung der 

bisherigen Leistungen, wenn sich der Besteller dazu nicht erklärt, stellen entsprechend der herrschenden Meinung 

zur Pflicht des Unternehmers zur Behinderungsanzeige gem. § 6 Abs. 1 VOB/B  vertragliche Nebenpflichten zu 
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Gunsten des Bestellers dar. Wenn und soweit durch schuldhafte Verletzung der entsprechenden Verpflichtungen 

des Unternehmers auf Grund Fortsetzung der bisherigen Leistungen Rückbaukosten entstehen, die bei Einhaltung 

der Pflichten durch Verfügung eines Baustopps seitens des Bestellers nicht entstanden wären, kann der Besteller 

insofern Schadensersatzansprüche gem. § 280 Abs. 1 BGB  gegenüber dem Unternehmer geltend machen bzw. 

gegenüber dessen Mehrvergütungsansprüchen gem. § 650c BGB  gegenrechnen. Gegenüber entsprechenden 

Schadensersatzansprüchen des Bestellers kann der Unternehmer wiederum im Wege der Vorteilsausgleichung 

ersparte Stillstandskosten auf Grund eines ansonsten verfügten Baustopps schadensersatzmindernd geltend 

machen, sowie ein unter Umständen die Schadensersatzhaftung des Unternehmers ausschließendes 

Mitverschulden des Bestellers, wenn sich dieser trotz ordnungsgemäßer „Behinderungsanzeige“ und zutreffender 

Mitteilung der Stillstandskosten ebenfalls nicht zur Einstellung oder Fortsetzung der bisherigen Bauleistungen auf 

terminkritischem Weg erklärt hat.  

Schließlich wird angenommen, dass auch Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien im Hinblick auf die 

Auswirkungen eines terminkritischen Änderungsbegehrens des Bestellers und die dargelegten Obliegenheiten der 

Vertragsparteien nach einem entsprechenden Änderungsbegehren zum Gegenstand eines einstweiligen 

Verfügungsverfahrens gem. § 650d BGB  gemacht werden können.  
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